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1. Auswertung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 (2) BauGB  
zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. III/A 19 „Kanzelstraße / Studiostraße“ 

 

Der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 02.11.2021 – nach vorheriger Be-
ratung durch die Bezirksvertretung Heepen am 07.10.2021 – den Entwurfsbeschluss für den 
Bebauungsplan Nr. III/A 19 gefasst. 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 (2) BauGB wurde vom 03.01.2022 bis zum 03.02.2022 
durchgeführt. 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB 
mit Schreiben vom 08.12.2021 um Stellungnahme bis zum 21.01.2022 gebeten. 
 
Die im Rahmen der Offenlegung eingegangenen Stellungnahmen werden in den folgenden 
Abschnitten wiedergegeben:  
 
 
Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 (2)  BauGB 

 Lfd. 
 Nr. 

Äußerungen der Öffentlichkeit 
(Zusammenfassung)  

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung 

1 
 
a 
 
 
 
 
 
 
 
 
b 
 
 
 
 
 
 
 
c 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d 
 
 

Schreiben vom: 03.02.2022 
 
Bereits im Rahmen der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sind die meisten 
Defizite der Planung vorgetragen worden 
– doch im nun vorgelegten, überarbeite-
ten Entwurf sind die wenigsten städtebau-
lichen Anmerkungen berücksichtigt wor-
den. Auf die folgenden Punkte möchte ich 
daher noch einmal eingehen:  
 
1. Die Stellungnahme der Unteren Denk-
malbehörde ist eine Kurzfassung diverser 
Grundsätze des Städtebaus. Allein der 
Bedarf einem Planungsbüro diese 
Grundsätze erläutern zu müssen, stellt 
meines Erachtens die vorgelegte Planung 
insgesamt in Frage.  
 
a. Baufelder – und damit die Hausfronten 
– sollen parallel zur Straße stehen. Eine 
Stellung “orthogonal zum Turm” ist für den 
Straßenraum nicht zuträglich und für den 
Blockinnenraum egal.  
 
 
 
 
 
 
 
 
b. Der Straßenraum reicht von Haus über 
die Straße zum gegenüberliegenden 
Haus: Er ist öffentlich. Hinter dem Haus, 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die ge-
planten Baufenster stehen in Verbindung mit 
dem städtebaulichen Konzept. Das Konzept 
sieht vor eine Platzsituation zu schaffen, da-
raus resultiert die Anordnung der Baufens-
ter. Konflikte bezüglich der Gebäudestellung 
in Bezug auf den vorhandenen Kirchturm 
werden nicht gesehen. Zusätzlich orientie-
ren sich die Baufenster an den schrägen 
seitlichen Grundstücksgrenzen. Andernfalls 
wäre das Ziel der orthogonalen Anordnung 
mit der Platzsituation nicht möglich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Gemäß dem aktuellen städtebauli-
chen Konzept (vgl. Gestaltungsplan) sind 



A2 - 6 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
g 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bis zur Rückseite des nächsten Hauses 
ist der Hof: Er ist privat. Der Freiraum zwi-
schen den Baufeldern südlich der Kanzel-
straße ist demnach weder noch – es ist 
ein nutzloser Raum: Er kann nicht als pri-
vate Erholungsfläche genutzt werden, 
weil über den hindurchlaufenden Weg die 
Erschließung der beiden Häuser im Block 
erfolgt.  
 
 
c. Im Ort sind fast ausnahmslos Satteldä-
cher vorhanden, Flachdächer stellen 
Fremdkörper dar. 
Die “Stellungnahmen der Verwaltung” zu 
den vorgebrachten Punkten verstärken 
nur den Eindruck, dass hier kein Stadtpla-
ner beteiligt ist.  
Es sollten ausschließlich Satteldächer für 
die Hauptbaukörper vorgesehen werden.  
 
 
 
 
 
 
a. Staffelgeschosse bieten keine 
bessere Flächenausnutzung als Dachge-
schosse. Schon nach Bauordnung sind 
diese beide höchstens Dreiviertel der 
Grundfläche des darunterliegenden Voll-
geschosses und somit gleich. Während 
jedoch das Staffelgeschoss keine weite-
ren nutzbaren Flächen bietet (abgesehen 
von einer Dachterrasse), gibt es unter ei-
nem geneigten Dach sowohl Flächen im 
Drempelbereich, als auch einen Dachbo-
den! Einziger Unterschied hier: Eine 
Dachterrasse erhöht den Verkaufs- oder 
Mietpreis – Stauraum hingegen nicht...  

 
b. Das gesagte (a) gilt natürlich nur, 
wenn man das Dachgeschoss nicht über 
eine besonders niedrige Dachneigung un-
nütz macht, so wie in dieser Planung vor-
geschlagen: 28 bis 38° sind nicht nur re-
gional untypisch, sondern bieten tatsäch-
lich wenig nutzbare Fläche. In diesem Zu-
sammenhang ist auch zu erwähnen, dass 
ein Staffelgeschoss immer wie ein Ge-
schoss wirkt, während eine hohe Dachflä-
che (mit Dachgeschoss) mit weniger Ge-
wicht in die Höhenwirkung einfließt. Des-
halb sollten Firsthöhe und Gebäudeober-
kante nicht gleichgesetzt werden.  
 
 

keine privaten Freiflächen südlich der Kan-
zelstraße geplant. Der Freiraum ist somit 
halböffentlich und dient auch den Bewoh-
nern sowie ggf. den Besuchern des Gemein-
desaals. Die genaue Gestaltung und Aus-
bauplanung ist nicht Teil der verbindlichen 
Bauleitplanung. Auch kann hierrüber nicht 
geregelt werden, wie der Raum durch die 
Anwohner ggf. angeeignet wird.  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Da es sich 
bei dem Verfahren um eine Angebotspla-
nung handelt, sind für den südlichen Bereich 
sowohl Flachdächer wie geneigte Dächer 
zulässig. Somit wird eine Gestaltungsfreiheit 
für zukünftige Bauherren gewährleistet. Die 
Bebauung soll sich einerseits in die Umge-
bung einfügen und andererseits einen eige-
nen Charakter sowie eine eigene Adresse 
entwickeln, um damit u.a. den besonderen 
Standort der ehemaligen Kirche zu markie-
ren. Dazu kann auch eine andere Dachform 
dienlich sein. (vgl. Kapitel 4.1 u. 4.2 der Be-
gründung zum Bebauungsplan) 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  Siehe Abwägung Punkt 1e. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. In der nä-
heren Umgebung des Plangebietes lassen 
sich Dachneigungen von 20° - 60° feststel-
len (vgl. u.a. Bestandsplan C-6). Daher 
würde sich eine mögliche Dachneigung von 
28° - 38° optimal in Umgebung einfügen, 
auch bezogen auf die maximal zulässige 
Gebäudehöhe, die sich ebenfalls in die Um-
gebung einfügen soll. Betrachtet man einen 
größeren Umgebungsrahmen, kann man er-
kennen, dass mittlere Dachneigungen hier 
überwiegen. Aus diesem Grund soll ein 
mögliches Nicht-Vollgeschoss mindestens 
1,5 m allseitig von den Außenwänden zu-
rückspringen, um diese Wirkung nicht zu er-
halten. Mit steilen Dachneigungen kann ein 
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c. Flachdächer zwecks Begrünung 
vorzusehen, um das “Mikroklima” zu ver-
bessern, ist im ländlichen Raum wohl 
kaum notwendig. 
 
 
 
 
 
3. Die Baufelder in der Blockmitte müssen 
entfallen. Sie stören die städtebauliche 
Ordnung und ermöglichen Häuser ohne 
vorn und hinten. Stattdessen können die 
seitlichen Abstände der Baufenster an 
Kafka-, Kanzel- und Studiostraße verrin-
gert werden, oder sogar durchgängige 
straßenbegleitende Fenster vorgesehen 
werden – in diesem Fall muss allerdings 
die Breite der Baukörper begrenzt wer-
den.  
 
 
 
 
4. Der offenbar systematische Versuch, 
über den “hohen Bedarf an Wohnraum” 
Planungen und Projekte durchzusetzen, 
die in Dimension, Gestaltung und Qualität 
unpassend sind, muss aufhören. 
Ich bitte um Korrektur der Planung. Gerne 
liefere ich auf Rückfrage eine Literaturliste 
zu Grundlagen des Städtebaus nach. 
 

Gebäude mindestens genauso massiv wir-
ken.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Nichtsdestotrotz sollen geeignete 
Dachflächen begrünt werden, da es dem 
Mikroklima dennoch zuträglich ist. Haupt-
grund für die Festsetzung eines Flachda-
ches sind jedoch wie bereits zuvor und unter 
4.1 und 4.2 der Begründung beschrieben, 
städtebauliche Gründe.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Bau-
felder in der Blockmitte werden nicht entfal-
len, da sie in Verbindung mit dem aktuellen 
städtebaulichen Konzept stehen. Zusätzlich 
sind entlang der Studiostraße wie auch der 
Kanzelstraße Stellplätze vorgesehen, 
wodurch ein eine durchgängige straßenbe-
gleitende Straßenfront nicht umsetzbar ist. 
Eine Tiefgarage ist nicht Teil des Konzeptes. 
Die seitlichen Grenzabstände wurden be-
wusst so gewählt, um Rücksicht auf die an-
grenzenden Bewohner zu nehmen und um 
zusätzlich städtebauliche Spannungen zu 
vermeiden.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
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2. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung  
der Behörden u. Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  
zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. III/A 19 „Kanzelstraße / Studiostraße“ 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (2) BauGB mit 
Schreiben vom 08.12.2021 um Stellungnahme bis zum 21.01.2022 gebeten. 
Es sind folgende Stellungnahmen vorgetragen worden: 
 
 
Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

2.1 b)  Polizeipräsi-
dium Biele-
feld Direktion 
V/Führungs-
stelle- Anhö-
rung 
11.01.2022 

Nach Prüfung der zugesandten Un-
terlagen zu dem oben genannten 
Bebauungsplan bestehen aus Sicht 
der Polizei keine verkehrlichen Be-
denken oder Einwände. 
 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.5 c)  DB Netz AG 
Regionalbe-
reich Nord 
I.NI-N-O-H 
21.01.2022 
 

Die DB Netz AG untersucht im Auf-
trag des BMDV gegenwärtig den 
möglichen Aus- oder Neubau der 
ICE-Strecke Hannover-Bielefeld. Im 
Rahmen einer vorbereitenden Pla-
nungsraumanalyse wurde 2021 un-
ter Beteiligung der Öffentlichkeit eine 
Raumwiderstandsanalyse in einem 
zuvor definierten Suchraum zwi-
schen Hannover und Bielefeld 
durchgeführt. Parallel dazu erfolgten 
Untersuchungen zum Ausbau der 
Bestandsstrecke sowie die Erstel-
lung von Machbarkeitsstudien n zu 
möglichen Ein- und Ausfädelungs-
punkten an der bestehenden Bahn-
strecke. Die Ergebnisse der Raum-
widerstandsanalyse und der Mach-
barkeitsstudien dienten als Basis für 
die Festlegung sogenannter Grob-
korridore, in denen nun detailliertere 
Untersuchungen zu möglichen Tras-
senkorridoren durchgeführt werden. 
Das Vorhabengebiet des Bebau-
ungsplanes Nr. III/A 19 liegt inmitten 
eines bebauten Stadtgebietes und 
zählt damit zu der höchsten Raum-
widerstandsklasse 5 (Siedlungsflä-
che). Es befindet sich nicht innerhalb 
eines Grobkorridore. 
Damit bleibt das B-Plan-Gebiet von 
den weitergehenden Planungen der 
DB Netz AG unberührt. Für Rückfra-
gen stehen wir Ihnen gerne zur Ver-
fügung. 

Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Ge-
mäß aktuellem Planungsstand 
wird davon ausgegangen, 
dass keine Konflikte mit dem 
Aus- und Neubau der ICE-
Strecke Hannover-Bielefeld zu 
erwarten sind.  
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

2.7  
 
 
 
 
 
 
a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b 
 
 

Bezirksregie-
rung Detmold 
Dezernat 33 B  
 
11.01.2022 

Die vorliegenden Unterlagen wurden 
im Hinblick auf die Bereiche Immissi-
onsschutz (nur Achtungsabstände 
nach KAS-18), kommunales Abwas-
ser sowie Agrarstruktur und allge-
meine Landeskultur geprüft. 
 
Aus Sicht des Dezernates 54 (Was-
serwirtschaft/ Abwasser) bestehen 
Bedenken gegen die Planung;  
Gegenüber den vorgelegten Planun-
gen bestehen, wegen der sehr ange-
spannten hydraulischen Situation in 
der bestehenden Mischwasserkana-
lisation, Bedenken. Von einer gesi-
cherten Abwasserbeseitigung gem. 
dem Stand der Technik kann nicht 
ausgegangen werden. 
 
Zusätzliche Stellungnahme des De-
zernates 32 (Regionalplanung);  
Auf meine landesplanerische Anpas-
sung v. 25.02.2020 nehme ich Be-
zug und weise nochmals auf meine 
Rundverfügung zum Grundsatz 8.2-
3 des LEP NRW vom 12. März 2018 
hin.“ 

Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Die 
Entwässerung ist mit dem Um-
weltbetrieb Stadt Bielefeld ab-
gestimmt. Probleme in Bezug 
auf die Entwässerung werden 
derzeit nicht erwartet.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis bezüglich der 
Rundverfügung zum Grund-
satz 8.2-3 des LEP NRW vom 
12. März 2018 wird zur Kennt-
nis genommen. Es handelt 
sich um ein Bestandsgebiet, 
dass lediglich geringfügig 
nachverdichtet werden soll, 
deshalb können die Abstände 
zu den Hochspannungsleitun-
gen nicht eingehalten werden.  
Die Abstände zu den nächst-
gelegenen Hochspannungslei-
tungen betragen am südöstli-
chen Punkt des Geltungsberei-
ches, an der Studiostraße, ca. 
130m. Am östlichen Rand des 
Geltungsbereiches an der 
Kanzelstraße ca. 150m und 
am nordöstlichen Punkt des 
Plangebietes, an der Kafka-
straße, ca. 170m. 

2.10 
a 
 
 
 
 

b 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Te-
lekom Tech-
nik GmbH 
12.01.2022 
 

Zur o. a. Planung haben wir bereits 
mit Schreiben PTI 15, R-ID 
88109066 vom 21.01.2020 Stellung 
genommen. Diese Stellungnahme 
gilt weiter. 
 
Stellungnahme vom 21.10.2020: 
Im betroffenen Plangebiet sind teil-
weise Telekommunikationslinien 
(Tk-Linien) der Telekom vorhanden, 
die aus beigefügtem Plan ersichtlich 
sind. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass diese Tk-Linien in ihrem Be-
stand und in ihrem weiteren Betrieb 

Der Hinweis wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
Die Hinweise bezüglich der be-
stehenden sowie der ggf. neu 
zu verlegenden Tk-Linien wer-
den zur Kenntnis genom-
men. Die Hinweise betreffen 
jedoch nicht das Bebauungs-
planverfahren, sondern die 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d 
 
 
 
 

gefährdet sind. Die Aufwendungen 
der Telekom müssen bei der Ver-
wirklichung des Bebauungsplans so 
gering wie möglich gehalten werden.  
Deshalb bitten wir, unsere Belange 
wie folgt zu berücksichtigen:  
Der Bestand und der Betrieb der vor-
handenen Tk-Linien müssen weiter-
hin gewährleistet bleiben.  
Wir bitten deshalb, konkrete Maß-
nahmen so auf die vorhandenen Tk-
Linien abzustimmen, dass eine Ver-
änderung oder Verlegung der Tk-Li-
nien vermieden werden kann.  
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu 
achten, dass Beschädigungen der 
vorhandenen Tk-Linien vermieden 
werden und aus betrieblichen Grün-
den (z. B. im Falle von Störungen) 
der ungehinderte Zugang zu den Tk-
Linien jederzeit möglich ist. Es ist 
deshalb erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vor Beginn der Ar-
beiten über die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausführung vorhande-
nen Tk-Linien der Telekom informie-
ren. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten.  
 
Zur eventuellen Versorgung neu zu 
errichtender Gebäude mit Telekom-
munikationsinfrastruktur durch die 
Telekom ist die Verlegung neuer Tk-
Linien im Plangebiet erforderlich. 
 

nachfolgende Ausführungspla-
nung. Die Hinweise werden an 
den Vorhabenträger weiterge-
geben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kennt-
nis genommen. Die Hinweise 
betreffen jedoch nicht das Be-
bauungsplanverfahren, son-
dern die nachfolgende Ausfüh-
rungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kennt-
nis genommen. 
 

2.12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadtwerke 
Bielefeld  
Netzinforma-
tion und 
Geodienste 
(NI) 
 
19.01.2022 
 

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH ver-
tritt im Rahmen von Bauleitplanun-
gen in Bielefeld die Belange der Be-
treiber der Sparten Elektrizität, Fern-
wärme, Gas, Wasser, Straßenbe-
leuchtung und Telekommunikation. 
Dabei handelt die Stadtwerke Biele-
feld GmbH im eigenen Namen be-
züglich der Sparten Fernwärme und 
Wasser sowie gemäß TKG bezüg-
lich der Sparte Telekommunikation 
(Breitband). Bezüglich der Sparte 
Telekommunikation (Breitband, LWL 
und Tk-Cu) handelt sie gemäß TKG 
im Namen und Auftrag der BITel Ge-
sellschaft für Telekommunikation 
mbH, bezüglich der Sparten Elektri-
zität und Gas handelt sie im Namen 
und Auftrag der Bielefelder Netz 

Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

GmbH und bezüglich der Straßenbe-
leuchtung im Namen und Auftrag der 
Stadt Bielefeld. 
 
Diese Belange werden von den be-
absichtigten Darstellungen/Festset-
zungen der anstehenden Bauleitpla-
nung berührt. Wir haben jedoch 
keine Bedenken und Anregungen 
vorzubringen, da unsere Belange 
durch die hierzu getroffenen Darstel-
lungen/Festsetzungen in ausrei-
chendem Maße berücksichtigt wor-
den sind. 

 
 
 
 
Keine Abwägung erforderlich. 
 

2.25 Evangelische 
Kirche von 
Westfalen 
Das Landes-
kirchenamt 
24.02.2022  
 

Gegen die obengenannte Planung 
bestehen keine Bedenken 

Keine Abwägung erforderlich. 

2.37a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landesbüro 
der Natur-
schutzver-
bände NRW 
17.01.2022 
 

1. Gebietsbeschreibung 
a) Flora 
Das B-Plan Gebiet findet sich im        
Kern von Altenhagen innerhalb der 
geschlossenen Bebauung und hat 
keinen Kontakt zur offenen Land-
schaft. Die Bodenverhältnisse sind 
siedlungsbedingt gestört, außer 
wertlosem Vorgartengrün, einigen 
Obstgehölzen auf privatem Grund, 
findet sich am südlichen Rand des 
Gebiets eine erhaltenswerte Rotbu-
che und ein gebietsfremder Zier-
baum, ein Acer saccarinum (Sil-
berahorn). 

Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Durch 
die Planungen werden jedoch 
Gehölze innerhalb der Plan-
gebietsgrenzen in Anspruch 
genommen, da diese dem 
städtebaulichen Konzept ent-
gegenstehen. Vor dem Bau-
beginn ist jedoch durch eine 
umweltfachliche Baubeglei-
tung sicherzustellen, dass bei 
der Entfernung der Vegetati-
onsbeständen oder des 
Oberbodens die Flächen frei 
von einer Quartiernutzung 
durch Vögel sind. Der Erhalt 
der beschriebenen Bäume ist 
in Verbindung mit dem städte-
baulichen Konzept nicht ge-
plant. Insgesamt soll dem 
städtebaulichen Konzept mit 
der hofbildenden Bebauung 
und dem Belang des Woh-
nens Vorrang eingeräumt 
werden.  
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der größte Teil der Altbebauung ist 
bereits abgeschoben. Darauf 
wächst, soweit man das außerhalb 
der Vegetationsperiode bestimmen 
konnte zurzeit folgende spontane, 
typische Ruderalflora mit: 

Seltene, oder bemerkenswerte Arten 
wurden erwartungsgemäß nicht auf-
gefunden, allerdings sollte im Rah-
men der Gestaltungsplanung der Er-
halt der beiden großen Bäume fest-
gesetzt werden. Da sie wichtige Ha-
bitate der Avifauna darstellen, ist de-
ren Einbindung in das Baugesche-
hen zu fordern und diese Bäume 
sind während der Baumaßnahmen 
fachgerecht zu schützen.  
 
b) Fauna 
Avifaunistisch ist im Gebiet mit den 
typischen kulturfolgenden Singvö-
geln zu rechnen, bei allen Eingriffen 
ist streng auf Brut und Aufzucht der 
Singvögel Rücksicht zu nehmen. 
Ob der Girlitz, der in Bielefeld nur 
noch mit 24 Brutpaaren vertreten 
ist, im Gebiet noch vorhanden sind 
darf bezweifelt werden. (avifaunisti-
sches Monitoring2021, AG 
Nat.Wiss.Verein). Das gleiche 
dürfte für den Bluthänfling gelten. 
Sicher ist das Vorkommen von Pi-
pistrellus pipisterellus (Zwergfleder-
maus), einem Kulturfolger, auch an-
dere Fledermausarten könnten vor-
kommen. Da diese in jedem Fall pla-
nungsrelevant sind, ist auf Wohn-
quartiere und Wochenstuben streng 
zu achten, wie auch im B-Planent-
wurf ausgeführt ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird bereits 
gefolgt. Bei allen Eingriffen 
wird auf Brut und Aufzucht der 
Singvögel Rücksicht genom-
men. Zusätzlich sind Vermei-
dungsmaßnahmen mit in den 
Bebauungsplan aufgenom-
men. Weitere Maßnahmen 
sind derzeit nicht erforderlich. 
(vgl. artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag) 
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c 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2) Umwelt- und Klimarelevante 
Planungsfaktoren 
 
a) Bebauung 
Die Kulturlandschaft des Ravens-
berger Hügellandes, zu dem auch 
der Ortsteil Altenhagen gehört, lei-
det unter immer mehr Zersiedlung, 
Zerschneidungen, Einengung der 
Biotopverbünde und ständigem 
Mehrverkehr auf Grund neuer Sied-
lungstätigkeit. 
Die moderate Verdichtung bereits 
erschlossener Baugebiete ist daher 
sehr zu begrüßen. In diesem Fall, 
wo die freie Landschaft überhaupt 
nicht berührt ist, spricht angesichts 
des unbestreitbaren Mehrbedarfs 
von Wohnraum überhaupt nichts 
gegen eine verdichtete Bebauung 
an dieser Stelle. Vorgesehen sind in 
der Regel eine Zweigeschossigkeit 
der Bebauung (GFZ 0,8). Da die 
Kernlagen der Stadt gerade in den 
verdichteten Bereich, auch in Alten-
hagen, aber durch drei- bzw. 3 ½ - 
geschossige Bebauung geprägt 
werden, sollte hier durchaus eine 
noch höhere Bebauung geprüft wer-
den. So könnte zur Reduzierung 
weiteren Flächenverbrauchs beige-
tragen werden.  
In den Unterlagen zum Bebauungs-
planentwurf, ist an einigen Stellen 
die Rede davon, dass sich eine 
zweigeschossige Bebauung gege-
benenfalls mit Staffelgeschoss nicht 
in die Umgebung einfüge. 
Wir haben den Eindruck, dass sol-
che Einwände nicht allgemeinwohl-
geleitet, sondern ausschließlich in-
teressegeleitet sind, eine möglichst 
ruhige Umgebung mit möglichst un-
gestörtem Blick vorzufinden. Zwar 
ist dieser Wunsch nachvollziehbar, 
da sicher jede/r ruhig und ungestört 
wohnen möchte, aber er besitzt kei-
nen Schutzstatus, denn es gibt zwar 
eine Recht auf Wohnraum, jedoch 
kein Recht, von etwaiger Nachbar-
bebauung unbehelligt zu bleiben. 
Angesichts der Wichtigkeit der Ver-
folgung unserer Umwelt- und Klima-
ziele, darf auf solche Ansinnen kei-

 
 
 
 
Der Anregung wird nicht ge-
folgt. Die umgehende Be-
standsbebauung weist ähnli-
che Gebäudehöhen auf, wie 
die geplanten Gebäudekör-
per. Demnach sollen die ge-
planten Baukörper mit ihrer 
maximalen Gebäudehöhe die 
Bestandsbebauung nicht 
überragen. Auf diese Art und 
Weise wird erreicht, dass sich 
das neue Quartier, trotz eige-
nen Charakters, ins städte-
bauliche Umfeld einfügt. 
Durch eine mögliche höhere 
Bebauung könnten angren-
zende Grundstücke weiter 
verschattet und städtebauli-
che Spannungen ausgelöst 
werden. Auch müssen die 
entsprechenden Abstandsflä-
chen auf den Grundstücken 
eingehalten werden. Zuletzt 
würde eine Bebauung mit III 
oder mehr Vollgeschossen 
gleichzeitig bedeuten, dass 
wesentlich mehr Wohneinhei-
ten realisiert werden, wodurch 
der Stellplatzbedarf steigen 
würde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



A2 - 14 
 

 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

 
 
 
 
 
d 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nerlei Rücksicht genommen wer-
den. Deshalb fordern wir die Baube-
hörde auf, hier ruhig mit der Bebau-
ung etwas höher zu gehen. 
 
b) Grünflächengestaltung 
Das Verbot von Schottergärten un-
terstützen wir. Hinsichtlich der Ge-
staltung der Vorgärten ist festzu-
setzten, dass exotische, ökologisch 
nutzlose Arten wie Prunus lauro-
cerasus (Kirschlorbeer), Cotoneas-
ter horizontalis (Fächerzwergmis-
pel) oder Pyracantha (Feuerdorn) 
nicht zum Einsatz kommen und 
stattdessen gebietstypische, min-
destens heimische Sträucher, Ge-
hölze und Stauden zum Einsatz 
kommen. 
 
c) Verkehr 
Der Unterzeichner hat die Feststel-
lung gemacht, dass auf dem Gebiet 
ein großzügiger, kostenloser für die 
Allgemeinheit zugänglicher Park-
platz vorhanden ist, der in keinster 
Weise ausgelastet wird. Vor diesem 
Hintergrund wird es kritisch gese-
hen, noch einmal wenigstens 20 zu-
sätzliche Stellplätze vorzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Angesichts von Verkehrswende und 
Klimawandel sind vielmehr Anreize 
zur Nutzung des ÖPNV zu schaffen. 
Bei guter Anbindung an den Nah-
verkehr ist das Vorhalten eines 
Parkplatzes in unmittelbarer Nähe 
des Wohnraums nicht notwendig 
und sogar kontraproduktiv. Immer 
wieder nur auf herkömmliche Weise 
zu planen, dass jeder auch einen 
gut zugänglichen Stellplatz erhält, 

 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Festsetzungen zur Begrü-
nung der Vorgärtenfläche 
werden dahingehend ange-
passt, dass das Wort „hei-
misch“ ergänzt wird. So wer-
den die exotischen Arten un-
zulässig.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Vo-
raussichtlich werden inner-
halb des Geltungsbereiches 
ca. 25-30 neue Wohneinhei-
ten realisiert. Der dafür erfor-
derliche Stellplatzbedarf wird 
zu einem auf dem Grundstück 
südlich der Kanzelstraße mit 
Stellplätzen gedeckt und zum 
anderen teilweise über die 
Stellplatzanlage nördlich der 
Kanzelstraße. Die Stellplatz-
anlage besteht bereits und 
wird baulich nicht verändert. 
Des Weiteren werden in ei-
nem kleinen Gemeindesaal 
weiterhin kirchliche Veranstal-
tungen ermöglicht, sodass 
während der Veranstaltungen 
die Stellplatzanlage benötigt 
wird.  
 
Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. An-
reize im ÖPNV zu schaffen, ist 
nicht Bestandteil der verbind-
lichen Bauleitplanung. Insge-
samt werden die 20 zusätzli-
chen Stellplätze nördlich der 
Kanzelstraße für die Bewoh-
ner sowieso für den Gemein-
desaal benötigt. Die Stell-
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g 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

verhindert das Erreichen des selbst-
gesteckten Zieles der Stadt, bis zum 
Jahre 2030 den Anteil des MIV von 
50% auf 25 % zu senken. 
Es ist daher noch einmal zu unter-
suchen, ob die 20 zusätzlichen 
Stellflächen wirklich benötigt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Leider muss konstatiert werden, 
dass die Anbindung von Altenhagen 
an den ÖPNV mehr als dürftig ist. 
Ein halbstündiger Verkehr von Mitte 
Altenhagen mit der Buslinie 33 in die 
City mit der Notwendigkeit des Um-
stiegs in Heepen und der Gefahr, 
den Anschluss zu verpassen, kann 
bei einer Fahrtdauer von 29 Minuten 
(nicht ca. 25 Minuten, wie im Ent-
wurf ausgeführt) nicht im Ernst als 
attraktives Angebot bezeichnet wer-
den.  
Kein Wohnender, der über ein KFZ 
verfügt, dürfte von diesem Angebot 
angetan sein. Vielmehr stellt dieses 
Angebot ein Mindestangebot für 
Gruppen dar, die keine anderen 
Möglichkeiten haben. Damit kann 
aber eine Verkehrs- und Klima-
wende nicht herbeigeführt werden 
und es stellt im Gegensatz zu den 
Ausführungen im Entwurf eben 
keine Basis für eine nachhaltige Mo-
bilitätsentwicklung dar. 
Eine Alternative könnte jedoch die 
Nutzung der Stadtbahnlinie 2 ab Al-
tenhagen /Stadtbahn, die im 10 – 
Minutentakt in 17 Minuten den 
Hauptbahnhof erreicht. Vom Gebiet 
ist diese Haltestelle mit dem Fahr-
rad (nach den Testfahrten des Un-
terzeichners) in 8 bis 9 Minuten, und 

platzsatzung der Stadt Biele-
feld besagt, dass bereits ab 
Wohnungsgrößen von mehr 
als 40m² ohne eine über-
durchschnittlich gute ÖPNV-
Anbindung mindestens ein 
Stellplatz pro Wohneinheit be-
nötigt wird. Bei Wohnungsgrö-
ßen über 130m² werden sogar 
1,5 Stellplätze pro Wohnein-
heit benötigt.  
Insgesamt handelt es sich um 
einen Angebotsplan, auf-
grund dessen kann die Anzahl 
der Stellplätze pro Wohnein-
heit nicht im Rahmen der Bau-
leitplanung geregelt werden. 
Es muss jedoch ausreichend 
Platz zu Verfügung stehen, 
um die Stellplatzsatzung zu 
erfüllen 
 
Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Je-
doch kann die verbindliche 
Bauleitplanung keinen Ein-
fluss auf Taktung im ÖNPV o-
der die Errichtung von Park & 
Ride Plätzen nehmen.  
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h 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
i 
 
 
 
 

zwar in normaler Geschwindigkeit 
zu erreichen. In diesem Zusammen-
hang wäre zu prüfen, ob die Erwei-
terung der Fahrradstellplatzanlage 
an der Endhaltestelle ein sinnvolles 
Angebot wäre. 
Sinnvoll wäre auch die Einrichtung 
eines Quartierpendelbusverkehrs 
von der Kafkastraße zum Stadt-
bahnanschluss am dort vorhande-
nen Kreisverkehr. Diese nur gut 2 
km langen Strecke müsste kosten-
günstig einzurichten sein und würde 
die ÖPNV - Anbindung von Altenha-
gen entscheidend verbessern. 
Schließlich wäre sinnvoll, auch ei-
nen Park & Ride Platz dort unterzu-
bringen. Hier wäre zu prüfen, ob die 
Möglichkeit besteht, die offensichtli-
che Vielzahl von an privat vermiete-
ten Stellplätzen, der üppig motori-
siert erscheinenden Anwohner, 
auch für P & R nutzbar zu machen. 
 
d) Nachhaltige Energie 
Begrüßt wird, dass die Nachhaltig-
keitsbeschlüsse der Stadt wenigs-
tens im Bereich alternative Energien 
in diesem Entwurf aufgegriffen wer-
den, daher ist es richtig, dass soweit 
möglich auf allen Dächern Photovol-
taikanlagen und auf den Flachdä-
chern zusätzlich zur Begrünung 
Photovoltaikanlagen zu installieren 
sind.  
Es wird angeregt, dieses, soweit 
machbar, auch über den Parkplatz-
flächen vorzusehen. 
 
 
 
3) Fazit 
Dem Vorhaben kann also unter fol-
genden Voraussetzungen zuge-
stimmt werden: 
a) keine Abstriche bei der Geschos-
sigkeit vielmehr Prüfung einer höhe-
ren GFZ 
b) fachgerechtes Monitoring aller 
potentiellen planungsrelevanten Ar-
ten 
c) naturnahe Vorgartengestaltung 
d) Überprüfung der Stellplatzsitua-
tion und Reduzierung auf das abso-
lute Mindestmaß 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht ge-
folgt. Gemäß der Bauord-
nung NRW sollen zusammen-
hängende Stellplatzanlagen 
erst ab einer Größe von min-
destens 35 Stellplätzen über-
dacht werden und mit Solar-
modulen ausgestattet wer-
den. Daher ist an diesem 
Standort keine Überdachung 
notwendig. Eine darüber hin-
ausgehende Verpflichtung 
wird vor dem Hintergrund der 
getroffenen Festsetzungen 
als unverhältnismäßig be-
trachtet.  
 
Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Alle 
vorgebrachten Anregungen 
und Bedenken wurden nach 
städtebaulichem Ermessen 
abgewogen. Die aufgeführten 
Anregungen und Hinweise 
sind bereits abgewogen. 
(S.o.) 
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e) Verbesserung der Mobilitätsan-
gebote des ÖPNV wie beschrieben. 
f) optimale Nutzung von erneuerba-
ren Energien. 
 

 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Stellungnahmen 
abgegeben: 
 
(Nr. gemäß Beteiligungsliste – TÖB) 
 
2.1 a)  Polizeipräsidium Bielefeld Direktion K/KK 34 KP/O 
2.11  Vodafone NRW GmbH  
2.13  moBiel GmbH  
 Heimat- und Geschichtsverein Altenhagen 
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3. Änderungsvorschläge der Verwaltung 

 zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. III/A 19 „Kanzelstraße / Studiostraße“ 
 

Aufgrund der vorliegenden Anregungen und Hinweise aus der Ämterabstimmung ergeben 
sich gegenüber dem o.g. Bebauungsplan-Entwurf im Wesentlichen die unten aufgeführten 
Änderungen bzw. Ergänzungen.  
 
Es handelt sich hierbei hauptsächlich um geringfügige Ergänzungen und Konkretisierungen. 
Die Änderungen und Ergänzungen dienen der Klarstellung. Allerdings muss ebenso die 
Zweckbestimmung der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung von öffentlich in privat 
geändert werden. Zusätzlich wird ein Geh- und Fahrrecht ergänzt, um die Durchwegbarkeit 
weiterhin zu gewährleisten. Hierdurch sind die Grundzüge der Planung berührt, sodass der 
Bebauungsplan erneut offengelegt werden muss.  
 
Die Plankonzeption (Entwurf) des Bebauungsplanes Nr. III/A 19 „Kanzelstraße / Studiostraße“ 
wurde zum erneuten Entwurf überarbeitet. 
 
Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf: 
 
 
 Gestaltungsplan 

o Anpassung des Gestaltungsplanes in Bezug auf die Stellplätze i.V.m. der Festset-
zung 11.2 

o Ergänzung der Abrundung des befahrbaren Wohnweges an der Kafkastraße 
 
 Nutzungsplan 

o Ergänzung der Bemaßung des befahrbaren Wohnweges 
 
 Textliche Festsetzungen 

o 3.2.1,  Anpassung der Festsetzung zum Nicht-Vollgeschoss  
o 5.3,  Anpassung der Zweckbestimmung des befahrbaren Wohnweges 
o 7.2,  Anpassung des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes (GFL2) 
o 7.3, Ergänzung des Geh- und Fahrrechtes (GF3) 
o 10,  Ergänzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen  
o 11.1, Ergänzung der Wörter: „heimischen Arten“ 
o 11.2, Anpassung der Festsetzung zur Stellplatzbegrünung  
o 11.3,  Anpassung der Nummerierung 
o    Redaktionelle Anpassungen 

 
 Begründung 

o 5.1, Ergänzung der Aussagen zum geförderten Wohnungsbau 
o 5.3, Ergänzung der Aussagen zum Geh- und Fahrrecht 3 
o 5.5,  Ergänzung der Aussagen bezüglich der Grundschulplätze 
o 5.7, Ergänzung der Aussagen zur Ver- und Entsorgung 
o 7.3,  Ergänzung der Kosten 
o 7.5, Ergänzung der Daten zum Verfahrensablauf 
o    Redaktionelle Anpassungen 
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